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S A T Z U N G 

der Stadt Haren {Ems) 

über die erleichterte Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich 

gemäß§ 4 Abs. 4 Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch 

im Ortsteil Emen 

Präambel 

Aufgrund des§ 4 Abs. 4 Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch 
(BauGB-MaßnahmenG) vom 17.05.1990 (BGBl. I S. 926) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28.04.1993 (BGBl. I S. 622) in Verbindung mit den§§ 6 
und 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung vom 
22.06.1982 (Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.11.1995 (Nds. GVBl. S. 432), hat der Rat der Stadt Haren (Ems) in seiner 
Sitzung am 08.07.1997 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 - Geltungsbereich

Die Satzung gilt für den im beigefügten Übersichtsplan (Maßstab 1 : 5.000) 
dargestellten Bereich im Ortsteil Emen. Der Übersichtsplan ist Bestandteil 
dieser Satzung. 

§ 2 - Planungsrechtliche Zulässigkeit

Innerhalb der in§ 1 festgesetzten Grenzen kann Wohnzwecken dienenden Vor­
haben im Sinne des§ 35 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) einschl. Nebenanlagen 
sowie kleinen Handwerks- und Gewerbebetrieben nicht entgegengehalten 
werden, daß sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan über Flächen für 
die Landwirtschaft widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung 
einer Splittersiedlung befürchten lassen. 

Die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben ist nach§ 5 Baunutzungs­
verordnung (BauNVO) als Vorhaben in einem Dorfgebiet zu beurteilen. 

§ 3 - Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Maß der baulichen Nutzung und Bauweise

Es wird eine Grundflächenzahl von 0,4 und eine Geschoßflächenzahl von 0,5 
festgesetzt. Es dürfen nur eingeschossige Einzelhäuser in offener Bauweise 
errichtet werden. 

2. Höhenlage baulicher Anlagen

Die Höhe des fertigen Erdgeschoß-Fußbodens beträgt maximal 0,50 m über der 
Fahrbahnachse vor der jeweiligen Gebäudemitte. 
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3. Höhe baulicher Anlagen

Die maximale Höhe der Schnittkante zwischen den Außenflächen des
aufgehenden Mauerwerks - gemessen ab Oberkante des fertigen
Erdgeschoß-Fußbodens - bis zur Oberkante der Dachhaut (Traufhöhe) beträgt
3,75 m. Diese Festsetzung gilt nicht für Dachaufbauten, Dachausbauten und
Traufgiebel.

4. Nebenanlagen, Garagen, Carports

Im Bereich zwischen der vorderer Grundstücksgrenze und der vorderen Bau­
flucht des Hauptbaukörpers sind Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sowie
Garagen und Carports gemäß § 12 BauNVO unzulässig.

5. Abstandsvorschriften

Bauvorhaben haben zur Erschließungsstraße einen Mindestabstand von 5,00 m
einzuhalten. Der Abstand der Hauptbaukörper zur Erschließungsstraße beträgt
höchstens 30,00 m.

§ 4 - Landschaftspflegerische Maßnahmen

Bei der Verwirklichung von Neubauvorhaben im Sinne des § 2 dieser Satzung
ist auf dem Grundstück eine Fläche, die der Größe der mit dem Bauvorhaben
verbundenen zusätzlichen Versiegelungsfläche entspricht, dicht und
lückenlos mit Bäumen und Sträuchern aus der dieser Satzung als Anlage
beigefügten Bepflanzungsliste zu bepflanzen.

§ 5 - Landwirtschaftliche Immissionen

Innnerhalb der im beigefügten Übersichtsplan dargestellten Emissionsradien
können Geruchsimmissionen - ausgehend von den angrenzenden landwirtschaft­
lichen Betrieben - auftreten. In diesen Bereichen ist ein Bauvorhaben nur
dann zulässig, wenn im Einzelfall nachgewiesen ist, daß die Mindstabstände
der VDI-Richtlinie 3471 eingehalten werden.

§ 6 - Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis
Emsland in Kraft.

49733 Haren (Ems), den 09.07.1997

~e~
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Bürgermeister



- 3 -

Jinweis:

Im Plangebiet befinden sich archäologische Fundstellen. Vor Beginn der
Bauarbeiten sind dem Landkreis Emsland jegliche Eingriffe in den Boden
anzuzeigen, damit vorherige bzw. baubegleitende Maßnahmen möglich sind.
Nach Begutachtung und ggfls. notwendig werdenden archäologischen Arbeiten
muß die betroffene Fläche von der Unteren Denkmalschutzbehörde gesondert
freigegeben werden.
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Verfahrensvermerke

Den Trägern öffentlicher Belange wurde mit Schreiben vom 06.11.1996 mit
Frist bis zum 02.01.1997 Gelegenheit zur Äußerung gegeben.

Die Entwurfsbegründung und der Satzungsentwurf haben in der Zeit vom
28.04.1997 bis 30.05.1997 zu jedermanns Einsichtnahme in den Räumen der
Stadtverwaltung ausgelegen. Es bestand die Möglichkeit, Anregungen bzw.
Bedenken vorzubringen.

49733 Haren (Ems), den

(cu-e~
tadtdir~ktFI ~

e n

Der Rat der Stadt Haren (Ems) hat in seiner Sitzung am 08.07.1997 nach
Prüfung der Anregungen bzw. Bedenken die Satzung nebst Begründung
beschlossen.
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Jie Durchführung des Anzeigeverfahrens ist gemäß § 12 BauGB am ?)./O.14Q7
im Amtsblatt Nr. ~~ für den Landkreis Emsland bekanntgemacht worden.
Die Satzung ist damit am :SUO.J'iCi} rechtsverbindlich geworden.

49733 Haren (Ems), den 06.JLtQCi)

SG. ~c~lltkSQhh..S
(Schu ltejanns)
Stadtdirektor

-s-
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung ist eine
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften nicht geltendgemacht
worden.

49733 Haren (Ems), den

(Schultejanns)
Stadtdirektor

Innerhalb von 7 Jahren nach Inkrafttreten dieser Satzung sind Mängel der
Abwgung nicht geltendgemacht worden.

49733 Haren (Ems), den

(Schu ltejanns)
Stadtdirektor
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Anlage


zur Satzung gern. § 4 Abs. 4 Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch


für den Ortsteil Emen


Bepflanzungsliste für Bäume und Sträucher (§ 4 der Satzung)


Bäume


Stieleiche
Birke
Vogelbeere


Obstbäume


Apfel:


Birne:


Kirschen: süß


sauer


Pflaume


Sträucher


Hülse
Brombeere
Faulbaum
Ginster
Hundsrose
Schlehe
Weißdorn
Weide


Quercus robur
Betula pendula
Sorbus aucuparia


"Boskoop"
"Weißer Klarapfel"
"Geheimrat Oldenburg"


"Conference"
"Williams Christ"
"Clapps Liebling"
"Gräfin von Paris"


"Büttners Rote Knorpel"
"Große Schwarze Knorpel"
"Dönissens gelbe Knorpel"
"Schattenmorelle"


"Czar"
"Gelbe Ontario"


Ilex aquifolium
Rubus fruticosus
Frangula alnus
cytisus scorparius
Rosa canina
Prunus spinosa
Crataegus spec.
Sa1ix aurita
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1. Planungsanlaß


Der Ortsteil IIEmen" liegt etwa 4 km vom Stadtkern entfernt im nordöstlich
Bereich des Stadtgebietes von Haren (Ems). Die Entfernung zur nächstgelege.
Ortschaft Raken beträgt rd. 1,5 km.


Ein besonderer Wohnwert für diesen Ortsteil resultiert aus der Lage in un­
mittelbarer Nähe zur Emsschleife.


Planungsrechtlich ist dieser Bereich als Außenbereich (§ 35 BauGB) zu be­
urteilen. Im wirksamen Flächennutzungsplan ist dieser Bereich als Fläche
für die Landwirtschaft dargestellt.


Im Jahre 1985 wurde der Ortsteil Emen gemeinsam mit dem Ortsteil Raken in
das Dorferneuerungsprogramm aufgenommen. Die Erarbeitung des Dorferneu­
erungsplanes erfolge in enger Zusammenarbeit mit den Dorfbewohnern.


Die Dorferneuerung soll insgesamt dazu beitragen, Anstöße für eine lang­
fristige sinnvolle Dorfentwicklung und für weitere private und öffentliche
Investitionen zu geben. Durch diese Bauleitplanung soll die Dorferneuerung
unterstützt werden.


Im Rahmen der Dorferneuerung wurde - neben anderen Maßnahmen - unter
Mitwirkung und Unterstützung der Einwohner von Emen ein gemeinsames Dorf­
gemeinschaftshaus errichtet. Es wird von der Bevölkerung eigenverantwort­
lich unterhalten. Diese Räumlichkeiten werden von den ortsansässigen Ver­
einen im Rahmen ihrer Vereinstätigkeit genutzt.


Infolge des konjunkturellen Wandels in der Landwirtschaft zeichnet sich ab,
daß ein Teil der vorhandenen landwirtschaftlichen Betriebe ihrer ursprüng­
lichen Nutzung entzogen werden. Dies bedeutet für die Bevölkerungsent­
wicklung in diesem Ortsteil, daß die Jugend infolge fehlender Erwerbs- und
Baumöglichkeiten wegzieht, eine Überalterung eintritt, vorhandene landwirt­
schaftliche Gebäude von Erwerbsfremden übernommen werden und teilweise
durch Wegzug oder Tod Bauruinen zurückbleiben. Diese Entwicklung ist auch
darauf zurückzuführen, daß oft ein Hoferbe nicht vorhanden ist.


Aufgrund der derzeitigen planungsrechtlichen Situation werden nur Wohnge­
bäude, die den Anforderungen des § 35 Abs. 1 BauGB genügen, genehmigt.
Durch die Einschränkung der Möglichkeit zur Errichtung von Wohngebäuden


'kommt es zu einer"wesentlichen sozialen Fehlentwicklung in diesem Gebiet:


Die vorhandene lebendige Dorfgemeinschaft entwickelt sich rückläufig. Zur
Zeit wird die im Ort wohnende ältere Generation durch den Wegzug der Jugend
alleingelassen und auf sich selbst gestellt. Diese Entwicklung resultiert
aus dem natürlichen Wunsch der hiesigen Jugend zur Familienbildung und dem
damit verbundenen Wunsch nach Errichtung eines Wohnhauses. Obwohl die Not­
wendigkeit, die jeweilige ältere Generation (Eltern) bei Bedarf zu betreuen
und zu versorgen, gesehen wird und auch die Bereitschaft besteht, dieser
Notwendigkeit zu folgen, kann aufgrund der derzeitigen planungsrechtlichen
Situation dieser Notwendigkeit häufig nicht nachgekommen werden. Der für
die jüngere Generation benötigte Wohnraum kann, da die notwendigen Bauge­
nehmigungen nicht erteilt werden, nicht geschaffen werden. Bei einem Orts­
teilwechsel ist die Fürsorge nicht mehr gewährleistet bzw. ungleich
schwieriger.
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le Einwohnerzahlen sind rückläufig. Während im Jahre 1978 der Ortsteil
noch 90 Einwohner zählte, waren es Anfang 1996 nur noch 75. Hieraus ergibt
sich eine Bevölkerungsabnahme von durchschnittlich 1 % pro Jahr. Im
gleichen Zeitraum hat sich bezogen auf das gesamte Stadtgebiet die Ein­
wohnerzahl von 17.455 auf 22.451 erhöht. Hier ist ein durchschnittlicher
Zuwachs von 1,5 % pro Jahr festzustellen.


Auch die Bevölkerungsstruktur unterscheidet sich wesentlich von der im
gesamten Stadtgebiet. Während im Ortsteil Emen rd. 18,7 % der Bevölkerung
älter als 65 Jahre sind, sind es im gesamten Stadtgebiet nur rd. 10,5 %
(Stand: 30.08.1995).


Dieser Fehlentwicklung soll entgegengewirkt werden.


Durch die Schaffung von Bauland soll die Wohnungssituation entschärft und
sozialverträglich gestaltet werden. Der Jugend soll die Möglichkeit gegeben
werden, ihre Eltern vor Ort zu betreuen. Es soll gerade auch in wirtschaft­
licher Hinsicht der Kostenexplosion im sozialen Bereich - verursacht durch
Heimunterbringung o. ä. - entgegengewirkt werden. Dies geschieht, indem im
hiesigen Bereich das fürsorgliche Miteinander von Jung ~nd Alt durch eine
innerörtliche Wohnbaumöglichkeit als Grundlage für die Ubernahme von Pfleg­
schaften in tatsächlicher und finanzieller Hinsicht ermöglicht wird.


Durch diese Satzung soll der bestehenden negativen Entwicklung gegengewirkt
werden. Durch die Schaffung von Baugrundstücken zur Eigenentwicklung des
Ortsteiles soll sichergestellt werden, daß die Betreuung und Versorgung der
älteren Generation vor Ort sichergestellt wird, die Gemeinschaft sich sta­
bilisieren kann und der im Stadtgebiet allgemein herrschende Wohnraummangel
nicht noch erhöht wird.


Der im Stadtgebiet herrschende allgemeine Wohnraummangel zwingt die Stadt
zur Ausweisung von weiteren Wohnbaugebieten. Durch diese Satzung wird auch
in dieser Hinsicht der Planungsbedarf - wenn auch nur geringfügig - verrin­
gert. Wie durch konkrete Anfragen von Bürgern belegt ist, ist hier ein ent­
sprechender Bedarf vorhanden. Es kann als sichergestellt betrachtet werden,
daß die freiwerdenden Baugrundstücke tatsächlich einer Bebauung zugeführt
werden.


Wie bereits oben ausgeführt, ist die Schaffung von Baugrundstücken im Orts­
teil Emen sinnvoll und dringend geboten. Da ein entsprechender Bedarf vor­
handen ist, hat sich die Stadt für den Erlaß einer Satzung nach § 4 Abs. 4
Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch entschlossen. Durch die entsprechenden
Festsetzungen in dieser Satzung ist es möglich, den kurz- und mittel­
fristigen Bedarf an Baugrundstücken zur Verfügung zu stellen. Neben der
Bereitstellung von Bauland zur allgemeinen Deckung des Wohnraumbedarfs
genießt die soziale Komponente in diesem speziellen Einzelfall oberste
Priorität in der Abwägung zum Erlaß dieser Satzung.


Durch diese Satzung wird die Errichtung von Bauvorhaben ermöglicht. Das
Plangebiet ist jedoch weiterhin als Außenbereich anzusehen und für jedes
Bauvorhaben sind die Kriterien des § 35 Baugesetzbuch (BauGB) maßgebend. Es
ist jedoch nicht auszuschließen, daß dieser Teil der Ortsansiedlung zu
einem späteren Zeitpunkt in einem noch aufzustellenden Bebauungsplan - nach
Flächennutzungsplanänderung - als Wohnbaufläche festgeschrieben wird.
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2. Berücksichti un der Darstellun
für den Landkreis Emsland 1990
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iona1en Raumordnun s ro rall.


Im RROP ist der Bereich des Ortsteils Emen als Gebiet mit besonderer
Bedeutung für


- die Landwirtschaft
- Erholung
- Natur und Landschaft


dargestellt .


Entsprechend der Erläuterung zum RROP (0 1.4) sind alle raumbedeutsamen
Planungen und Maßnahmen so abzustimmen, daß die Gebiete in ihrer Eignung
und besonderen Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt werden. Deshalb
sollen sich gegenseitig ausschließende Funktionen entflochten und gegen­
seitig abgegrenzt werden.


Diese Bauleitp1anung steht der Darstellung im RROP als Gebiet mit beson­
derer Bedeutung für die Landwirtschaft nicht entgegen. Der Bereich wird als
MD-Gebiet ausgewiesen. Landwirschaft1iche Nutzung bleibt hier zulässig.
Neue Bebauung wird nur auf den Flächen zugelassen, die aus Sicht der Land­
wirtschaft entbehrlich sind. Das Plangebiet verliert seine Eignung und be­
sondere Bedeutung für die Landwirtschaft nicht.


Auch der Darstellung als Gebiet mit besonderer Bedeutung für Erholung wird
durch diese Bau1eitp1anung nicht widersprochen. Der Bereich, der für eine
neue ergänzende Bebauung vorgesehen ist, wird bewußt auf kleinere Flächen
begrenzt. Diese Flächen werden derzeit landwirtschaftlich genutzt. Durch
die zusätzliche Bebauung, die durch diese Bauleitplanung zugelassen wird,
wird der Erholungscharakter des gesamten Raumes nicht beeinträchtigt.


Der Darstellung als Gebiet mit besonderer Bedeutung für Natur und Land­
schaft wird dadurch entsprochen, daß nur eine kleinere Fläche für neue
zusätzliche Bebauung vorgesehen wird. Durch Festsetzung von Ausgleichs­
maßnahmen soll der unbedingt erforderliche Eingriff in Natur und Land­
schaft, der durch die zusätzliche F1ächenversiege1ung eintritt, im P1an­
gebiet selbst ausgeglichen werden. Eine Bebauung wird nur entlang bereits
vorhandener Erschließungsstraßen zugelassen, so daß eine weitergehende
F1ächenversiege1ung durch Straßen nicht eintritt.


Insgesamt ist diese Bau1eitplanung mit den Darstellungen im RROP vereinbar.


3. Planungsrechtliche Zulässigkeit


Der Ortsteil Emen ist dörflich strukturiert. Aus diesem Grunde soll die
planungsrechtliche Beurteilung nach § 5 BauNVO (Dorfgebiet) erfolgen. Um
hier auch im gewerblichen Bereich eine Entwicklung zu ermöglichen, wer­
den kleine Handwerks- und Gewerbebetriebe zugelassen. Durch diese Fest­
setzung soll auch die Versorgung des Gebietes sichergestellt werden.
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j. Planungsrechtliche Festsetzungen


Durch die Festsetzung der Grund- und Geschoßflächenzahlen wird die vor­
handene Bebauung behutsam weiterentwickelt. Die Festsetzungen werden so ge­
wählt, damit einerseits der Eingriff in Natur und Landschaft begrenzt,
andererseits jedoch auch eine Bebauung unter Berücksichtigung der Inter­
essen der Bauwilligen (gemeinsames Nebeneinander von Jung und Alt) ermög­
licht wird.


Dieser Bereich ist durch eine eingeschossige offene Bauweise geprägt. Um
das vorhandene Ortsbild insgesamt zu erhalten, werden entsprechende Fest­
setzungen getroffen.


Durch die Festsetzung der Trauf- und Sockel höhen wird sichergestellt, daß
sich die zu schaffenden Gebäude der Baustruktur der im Ortsteil bereits
vorhandenen Gebäude anpassen. Eine Änderung in der Gebäude- und Sockelhöhe
würde das harmonische Gesamtbild des Ortsbildes stören und ist aus diesem
Grunde städtebaulich nicht erwünscht.


Durch die Festsetzung, daß Nebenanlagen, Garagen und Carports nicht vor der
vorderen Bauflucht der Hauptbaukörper errichtet werden dürfen, wird sicher­
gestellt, daß der Charakter des Ortsbildes erhalten bleibt. Vordere Bau­
flucht ist die Linie, die sich aus der Verbindung der am nächsten zur
Straße hin orientierten Gebäudepunkte der Hauptbaukörper ergibt. Durch den
Ausschluß dieser baulichen Anlagen im vorderen Bereich zwischen Gebäude und
Verkehrsfläche bleiben die Vorhaben untergeordnete Bauteile und treten
nicht in Konkurrenz zum Hauptgebäude. Darüberhinaus würde ein Vorziehen
dieser Anlagen das harmonische Gesamtbild der Ortsansiedlung wesentlich
stören.


Die Festsetzung der Abstandsvorschriften erfolgt, damit sich die noch zu
errichtenden Baukörper in das vorhandene Baugefüge einpassen und damit eine
ungewollte Bebauung im rückwärtigen Grunstücksbereich (Bebauung in der
zweiten Reihe) verhindert wird.


5. Landschaftspflegerische Maßnahmen


Das Plangebiet ist z. Zt. noch innerhalb der Grenzen des Landschaftschutz­
gebietes "Emstal" (Verordnung vom 16.04.1981) gelegen. Die Stadt hat beim
Landkreis Emsland die Aufhebung der Schutzverordnung u. a. für den
Geltungsbereich dieser A'Jßenbereichssatzung beantragt um eine Bebauung der
Flächen zu ermöglichen.


Der Landkreis Emsland hat das notwendige Verfahren eingeleitet. Es ist
davon auszugehen, daß die Änderungsverordnung noch in 1997 wirksam wird.


Der Satzungsbeschluß fQr diese Außenbereichssatzung kann unabhängig von der
Rechtswirksamkeit der Anderung der Schutzgebietsverordnung gefaßt werden,
da durch diese Außenbereichssatzung die Schutzbestimmungen der Landschafts­
schutzgebietsverordnung nicht aufgehoben werden (vgl. § 2 der Satzung).
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Die Baugrundstücke sollen landschaftsnah und umweltorientiert in die ~\


Umgebung eingebunden werden. Der dörfliche Charakter mit Übergang zur
freien Landschaft wird durch die Festsetzung der umfangreichen landschaft
pflegerischen Maßnahmen (§ 4 der Satzung) betont. Der entsprechend der
Bepflanzungsliste anzupflanzende Gehölzstreifen ist im Baugenehmigungs­
verfahren als Ausgleichsfläche mit heranzuziehen. Die Belange von Natur und
Landschaft werden hierdurch ausreichend berücksichtigt.


6. Landwirtschaftliche Immissionen


Der Geltungsbereich dieser Satzung ist nicht überwiegend landwirtschaftlich
geprägt. Es sind zwar noch einige landwirtschaftliche Gehöfte vorhanden,
hier ist jedoch auch die langfristige Entwicklung zu berücksichtigen. Bei
vielen landwirtschaftlichen Betrieben ist schon jetzt abzusehen, daß die
landwirtschaftliche Nutzung kurz- bis mittelfristig aufgegeben wird. Bei
mehren Betrieben ist die Hofnachfolge nicht sichergestellt. Diese Gehöfte
dienen tlw. schon jetzt überwiegend dem Wohnen.


Im gültigen Regionalen Raumordnungsprogramm für den Landkreis Emsland ist
dieser Bereich als Gebiet mit besonderer Bedeutung für die Landwirtschaft
ausgewiesen. Die Belange der Landwirtschaft werden hinreichend berück­
sichtigt. Die in den Geltungsbereich einbezogenen Flächen werden teilweise
als Hausgärten genutzt. In Erwartung einer weiteren Entwicklung dieses
Ortsteils werden landwirtschaftlich genutzte Grundstücke teilweise für eine
Bebauung vorgesehen. Dies liegt auch in der Größe der Ackerflächen und in
ihrer Nähe zu den Wohnhäusern (Emissionen) begründet. Soweit bei ordnungs­
gemäßer landwirtschaftlicher Nutzung von diesen Ackerflächen Geruchs­
emissionen ausgehen, werden diese als ortsüblich anerkannt. Diesbezüglich
bestehen keine Entschädigungsansprüche der Bauplatzerwerber.


Im übrigen wird eine stetige Konfliktsituation (Wohnen/landwirtschaftliche
Nutzung) entschärft, wozu die Beurteilung der zukünftigen Baumaßnahmen nach
§ 5 BauNVO (Dorfgebiet) beiträgt. Die Landwirtschaft erfährt durch diese
Satzung keine Einschränkungen.


Die als Ackerbauland genutzten Grundstücke im Geltungsbereich der Satzung
sind aus Sicht der landwirtschaftlichen Nutzbarkeit und der Wirtschaft­
lichkeit entbehrlich. Solange diese Flächen keiner Wohnbebauung zugeführt
werden, wird eine ordnungsgemäße Bewirtschaft weiterhin zugelassen.


Im Geltungsbereich dieser Satzung sind mehrere landwirtschaftliche Betriebe
mit Viehaltung vorhanden. Es wurden Untersuchungen hinsichtlich der Ge­
ruchsemissionen dieser Betriebe durchgeführt. Es wurde festgestellt, daß
unter Berücksichtigung der vorhandenen Viehaltung und der mittelfristig
geplanten Aufstockungen die im Übersichtsplan aufgezeigten Emissionsradien
zu berücksichtigen sind. Bei einer Verbesserung der Stalltechnik ist in
Teilen eine Reduzierung des Abstandes möglich. Die Bereiche außerhalb der
Emissionsradien sind für die Ausweisung eines Dorfgebietes geeignet.


Wie bereits oben aufgezeigt, ist davon auszugehen, daß einige Betriebe in
Zukunft ihre landwirtschaftliche Nutzung und somit auch die Viehhaltung
aufgeben. Soweit ein Bauvorhaben innerhalb der Emissionsradien errichtet
werden soll, ist daher durch Ergänzungsgutachten nachzuweisen, daß die
Mindestabstände der VDI-Richtlinie 3471 eingehalten werden.


Somit ist sichergestellt, daß die vorhandenen Viehaltungen Bestand haben.


- 7 -


r







- 7 -


7. Erschließung, Ver- und Entsorgung


a) Verkehrliche Erschließung


Die Erschließung der Grundstücke ist durch das vorhandene Verkehrsnetz ge­
sichert.


b) Trinkwasserversorgung


Der Anschluß der Grundstücke an das zentrale Wasserversorgungsnetz des
Trink- und Abwasserverbandes "Bourtanger Moor" ist sichergestellt. Bei der
Erteilung von Baugenehmigungen wird der Anschluß an die zentrale Wasser­
versorgung des o. g. Verbandes zur Auflage gemacht. Der Anschluß erfolgt zu
den Bedingungen, die sich aus der Satzung und der Wasserbezugs- und Bei­
tragsordnung ergeben. Der Stadt entstehen durch die Wasserversorgung keine
Kosten.


c) Oberflächenentwässerung


Die Beseitigung des auf den Grundstücken anfallenden Regenwassers soll
dezentral durch Versickerung auf den Grundstücken erfolgen, da die Ver­
sickerung des als unbelastet geltenden Regenwassers für die Neubildung des
Grundwassers unabdingbar ist. Die örtlichen Bodenverhältnisse und die Größe
der Baugrundstücke lassen eine Versickerung auf dem jeweiligen Grundstück
zu. Hinsichtlich des erforderlichen Abstandes zum Grundwasser und der
Bemessung von Anlagen zur dezentralen Versickerung wird auf das Arbeits­
blatt A 138 der ATV verwiesen.


Hinsichtlich der Entsorgung des Regenwassers auf den Straßenverkehrsflächen
ergeben sich gegenüber dem gegenwärtigen Zustand keinerlei Änderungen.


d) Schmutzwasserbeseitigung


Bezüglich der Abwasserbeseitigung wird festgestellt, daß infolge der Ent­
fernung zu den städtischen Kläranlagen ein Anschluß an die zentrale
Abwasserbeseitigung aus Kostengründen auch mittelfristig nicht möglich ist.


Die Entsorgung des Schmutzwassers ist aus diesem Grunde über ein Kleinklär­
anlagensystem vorzunehmen. Einzelheiten (Ausbaustandard etc.) sind im
Rahmen der hierfür erforderlichen Genehmigung nach dem Niedersächsischen
Wassergesetz zu regeln. Die Anlagen werden einer behördlichen Abnahme
unterzogen, so daß sichergestellt ist, daß die Anlagen dem erforderlichen
Ausbaustandart entsprechen.


Bis zum 31.12.1998 ist die Stadt für dieses Plangebiet von der Abwasserbe­
seitung befreit. Die Stadt wird rechtzeitig eine Satzung nach § 149 Abs. 4
Niedersächsisches Wassergesetz beschließen und der Unteren Wasserbehörde
beim Landkreis Emsland zur Zustimmung vorlegen.
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e) Versorgung des Gebietes mit elektrischer Energie


Oie Versorgung des Plangebietes mit elektrischer Energie erfolgt dur,
Energieversorgung Weser-Ems AG (EWE). Bei eventuellen Tiefbauarbeiten
auf die vorhandenen Niederspannungserdkabel Rücksicht zu nehmen. Schach,
arbeiten in der Nähe der Versorgungseinrichtungen sind von Hand auszu­
führen.


f) Versorgung des Gebietes mit Erdgas


Die Versorgung des Plangebietes mit Erdgas erfolgt durch die Energiever­
sorgung Weser-Ems AG (EWE). Bei eventuellen Tiefbauarbeiten ist auf die
vorhandenen Erdgasleitungen Rücksicht zu nehmen. Schachtarbeiten in der
Nähe der Versorgungseinrichtungen sind von Hand auszuführen.


g) Abfallbeseitigung


Die Entsorgung der anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend den gesetz­
lichen Bestimmungen sowie der jeweils gültigen Satzung zur Abfallentsorgung
des Landkreises Emsland. Träger der öffentlichen Müllabfuhr ist der Land­
kreis Emsland.


Eventuell anfallender Sonderabfall wird entsprechend den gesetzlichen
Bestimmungen entsorgt.


h) Brand- und Feuerschutz


Der Brand- und Feuerschutz wird von der Freiwilligen Feuerwehr Haren (Ems)
sichergestellt. Im Einvernehmen mit der Stadt, der Feuerwehr und der Haupt­
amtlichen Brandschau des Landkreises Emsland werden die Einrichtungen zur
Löschwasserversorgung für den Brandfall (Zisternen, Ausstattung der Feuer­
wehr mit technischem Gerät) festgelegt und von der Stadt Haren (Ems) er­
richtet und unterhalten. Im übrigen werden bei der Verwirklichung dieser
Satzung die Forderungen des Merkblattes "Feuerwehrzufahrten - Löschwasser­
versorgung" beachtet.


8. Hinweise


a) Bodenfunde


Im Plangebiet befinden sich archäologische Fundstellen. Vor Beginn der
Bauarbeiten sind dem Landkreis Emsland jegliche Eingriffe in den Boden
anzuzeigen, damit vorherige bzw. baubegleitende Maßnahmen möglich sind.
Nach Begutachtung und ggfls. notwendig werdenden archäologischen Arbeiten
muß die betroffene Fläche von der Unteren Denkmalschutzbehörde gesondert
freigegeben werden.


Die Bestimmungen des Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978
sind zu beachten.


- 9 -







....-...-.... --...... -


- 9 -


D) Geruchsimmissionen


Der dieser Satzung zugrundeliegende Ordnungsbereich ist ländlich struk­
turiert. In relativ naher Umgebung sind landwirtschaftliche Hofstellen mit
z. T. Viehhaltung angesiedelt. Von diesen Hofstellen und von den angren­
zenden landwirtschaftlichen Nutzflächen können Geruchsemissionen ausgehen.
Diese Geruchsbelastungen sind als vorgegeben hinzunehmen. Bauantragsteller
aus diesem ürdnungsbereich haben keine Ansprüche aufgrund dieser Vorbe­
lastung.


c) Bewilligungsfeld


Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Erlaubnisfeldes "Wettrup" der
BEB Erdgas- und Erdöl GmbH, Hannover, und hier im Teilgebiet "überlanger
Tenge-Nordost" der Wintershall AG, Erdölwerke, liegt. Hierbei handelt es
sich um eine öffentlich-rechtlich verliehene Berechtigung zur Aufsuchung
und Gewinnung von Erdöl, Erdgas und anderen bituminösen Stoffen.


Ausgearbeitet:


49733 Haren (Ems), den 19.05.1997


Stadt Haren (Ems)
- Stadtbauamt ­
Im Auftrage


J
~(OLanuners )


Stadt inspektor


Aufgestellt:


49733 Haren (Ems), den 19.05.1997


Stadt Haren (Ems)
- Stadtbauamt -
Im Auftrag:


~
( Lau Ei )


Baudezernent
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9. Verfahrensvermerke


Den Trägern öffentlicher Belange wurde mit Schreiben vom 06.11.1996
mit Frist bis zum 02.01.1997 Gelegenheit zur Äußerung gegeben.


Die Entwurfsbegründung und der Satzungsentwurf haben in der Zeit vom
28.04.1997 bis 30.05.1997 zu jedermanns Einsichtnahme in den Räumen der
Stadtverwaltung ausgelegen. Es bestand die Möglichkeit Anregungen bzw.
Bedenken vorzubringen.


49733 Haren (Ems), den 09.07.1997


Der Rat der Stadt Haren (Ems) hat in seiner Sitzung am 08.07.1997 über die
vorgebrachten Anregungen bzw. Bedenken entschieden und die Satzung nebst
Begründung beschlossen.


49733 Haren (Ems), den 09.07.1997


~~
(Hiebing7-- (


Bürgermeister







